
Anlage 2 
 
Anregungen von Trägern öffentlicher Belange  
(frühzeitige Beteiligung)  
 
 
 
1. Rhein-Main-Rohrleitungstransportges. mbH, Köln mit Fax vom 22.12.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Aufgrund der vorgegebenen Bestandssituation sind Ausgleichsmaßnahmen innerhalb 

des Plangebiets nicht vorgesehen. Anpflanzungen von Bäumen innerhalb von öffentli-
chen Verkehrflächen werden zur Offenlage lediglich im Bereich der bestehenden 
Baumreihe im Bereich des öffentlichen Parkplatzes an der Grenzstraße als Ergänzung 
festgesetzt. 

 
 
 
2. Wahnbachtalsperrenverband, Siegburg mit Schreiben vom 28.12.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 In der Begründung wird ein Hinweis zum Vorhandensein der Trinkwassertransportlei-

tung gegeben. Die Baugrenze bleibt 0,50 m hinter der südöstlichen Grundstücksgrenze 
zurückgenommen. 

 
 Abwägung und Begründung 

Die Trinkwasserleitung verläuft ca. 8,50 m südlich des Gewerbegebiets innerhalb der 
hier festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen und ca. 2,50-3,00 m östlich des Ge-
werbegebiets innerhalb der Flurstücke 75 und 80 innerhalb der Gemarkung Röttgen 
der Bundesstadt Bonn. Somit ist die nachrichtliche Übernahme dieser Leitung nicht er-
forderlich. 
 
Nach telefonischer Rücksprache mit der SWB Energie am 13. März 2012 beträgt der 
Sicherheitsabstand dieser DN 600 – Leitung von der Leitungsachse jeweils 3,00 m 
beidseitig. Damit überlagert der Sicherheitsabstand das Gewerbegebiet maximal 
0,50 m. Die überbaubare Grundstücksfläche wird daher um 0,50 m von der südöstli-
chen Geltungsbereichsgrenze zurückgezogen. 

 
 
 
3. Landesbetrieb Straßenbau NRW -Regionalniederlassung Ville-Eifel-, Euskirchen 

mit Schreiben vom 29.12.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 - 
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4. Erftverband, Bergheim mit Schreiben vom 10.01.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
 Abwägung und Begründung 

Das Baugebiet ist, bis auf eine Teilfläche im festgesetzten Sondergebiet, bereits be-
baut. Die Aufstellung des Bebauungsplans dient vorwiegend der planungsrechtlichen 
Reglementierung einer beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung unter Berücksichti-
gung bereits bestehender baulicher Nutzungen. Mit einer erheblichen weiteren Versie-
gelung ist nicht zu rechnen. 

 
Im Gegenteil wird sich in einem Teilbereich – durch die Umnutzung eines Gewerbege-
biets in ein Mischgebiet - der zulässige Versiegelungsgrad von einer GRZ 0,8 auf eine 
GRZ 0,6 reduzieren. Die vorhandenen Kanalleitungen wurden nach dem generellen 
Entwässerungsprojekt so dimensioniert dass die bestehende Kanalisation zur Aufnah-
me der anfallenden Abwässer bei GRZ 0,8 ausreichend ist. Es entsteht also eine Ent-
lastung der bestehenden Kanalisation. 

 
Ein geotechnisches Gutachten, das zur Prüfung  der Versickerungsmöglichkeiten im 
angrenzenden Bereich des BV Herkules vom Büro Dr. Tillmanns& Partner GmbH vom 
19.09.2006 und auf der Grundlage von Zusatzbohrungen am 27.06.2007 erarbeitet 
wurde, zeigt auf, dass die versickerungsfähige Hauptterrasse bei – 9,40m liegt.  

 
Das Vorschreiben insbesondere einer Versickerung in einem bereits seit Jahren ge-
nutzten Gewerbe- bzw. Sondergebiet, aber auch von sonstigen Niederschlagswasser-
sammlungen ist unter diesen Umständen technisch und wirtschaftlich nicht vertretbar. 
Entsprechend Festsetzungen wären daher nicht angemessen. Es steht jedem Grund-
stückseigentümer frei, die in der Anregung enthaltenen Vorschläge zur Gestaltung oder 
Verwendung der Materialien aufzugreifen. 

 
 
 
5. Landesbetrieb Wald und Holz -Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft-, Eitorf mit 

Schreiben vom 17.01.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
Die Gehölzfläche liegt im Bereich der 9. Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans 
Nr. 20b. 

 
 
 
6. Wehrbereichsverwaltung West, Düsseldorf mit Schreiben vom 19.01.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
Die Bauhöhen werden durch textliche Festsetzungen begrenzt. Die maximal zulässige 
Gebäudehöhe beträgt ca. 15,50 m.  
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7. Regionalgas Euskirchen mit Schreiben vom 19.01.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
Aufgrund der vorgegebenen Bestandssituation sind Ausgleichsmaßnahmen innerhalb 
des Plangebiets nicht vorgesehen. Anpflanzungen von Bäumen innerhalb von öffentli-
chen Verkehrflächen werden zur Offenlage lediglich im Bereich der bestehenden 
Baumreihe im Bereich des öffentlichen Parkplatzes an der Grenzstraße als Ergänzung 
festgesetzt. 
 
 

8. Landesbetrieb Straßenbau NRW - Autobahnniederlassung Krefeld - mit Schrei-
ben vom 02.02.2012 

 
 Beschlussvorschlag 

1. Der Geltungsbereich wird auf die Flächen des Gewerbegebiets zurückgenommen. 
2. In die Begründung und Planzeichnung wird ein Hinweis zu den Schutzzonen auf-

genommen. In die Planzeichnung werden diese nachrichtlich übernommen. Die 
überbaubare Fläche bleibt im Gewerbegebiet innerhalb der Anbauverbotszone 
festgesetzt, die Anbauverbotszone erhält im Sondergebiet erhält eine Flächensig-
natur zur Freihaltung von Bebauung. 

3. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Abwägung und Begründung 
 
1. Im bis zum April 2011 gültigen Bebauungsplan Nr.20b lagen die benannten Flä-

chen innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplans und 
waren als Verkehrsfläche festgesetzt. 
Innerhalb der im neu aufgestellten Vorentwurf sind diese Flächen aufgrund des 
hierin zur Hälfte vorhandenen Lärmschutzwalls und eines im parallel verlaufenden 
Fußweg als Grünfläche festgesetzt.  
Da es sich bei den Flächen um Eigentum der Straßenbauverwaltung handelt und 
diese Flächen ggf. in einem künftigen Planfeststellungsverfahren überplant werden 
könnten, wird der Geltungsbereich entsprechend der Anregung zurückgenommen. 

 
2. Bei dem Gewerbegebiet handelt es sich um ein Baugebiet welches bereits auf der 

Grundlage des am April 2011 für unwirksam erklärten Bebauungsplans Nr. 20b im 
Bestand ist. Die Gebäude innerhalb der 40m Anbauverbotszone haben Bestands-
schutz.  
Im Bereich des Sondergebiets liegen innerhalb der Anbauverbotszone teilweise 
die erforderlichen Stellplatzflächen des Büro- und Verwaltungsgebäudes HERKU-
LES im Bestand.  
Die überbaubare Grundstücksfläche bleibt um den Gebäudebestand festgesetzt, 
damit Änderungen im Bestand oder Neubaumaßnahmen, welche die Ausnahme-
genehmigung durch die Straßenbauverwaltung erhalten haben, reglementiert sind. 

 
3. Allgemeine Forderungen 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
In die Begründung wird ein entsprechender Hinweis zu den Schutzzonen der Au-
tobahn aufgenommen, in die Planzeichnung wird die 40m-Anbauverbotszone und 
die 100m Anbaubeschränkungszone nachrichtlich übernommen. 
Die gemachten Hinweise werden im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
berücksichtigt. Auf die Planzeichnung und in die Begründung wird hierzu ein ent-
sprechender Hinweis aufgenommen. Die 100m-Zone wird in der Planzeichnung 
nachrichtlich übernommen. 
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9. Rhein-Sieg-Kreis -Regional-/Bauleitplanung, Siegburg mit Schreiben vom 

06.02.2012 
 
 Beschlussvorschlag 
 
 Abfallwirtschaft 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
 Bodenschutz 
 Der Anregung wird gefolgt. 
 Altlasten 
 Der Hinweis wird in die Planzeichnung aufgenommen. 

Immissionsschutz 
 Das im Vorentwurf festgesetzte MI3-Gebiet südlich der Grenzstraße und der nördliche 

Teilabschnitt des im Vorentwurf festgesetzten Gewerbegebiets werden als einge-
schränktes Gewerbegebiet festgesetzt. 

 Erneuerbare Energien 
 Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
 Abwägung und Begründung 
  

Abfallwirtschaft 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind jedoch nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung. 
 

 Bodenschutz 
Der Anregung wird im Rahmen der Erarbeitung des Umweltberichts gefolgt. 

 
 Altlasten 

Der Hinweis wird in die Planzeichnung aufgenommen. 
 
 Immissionsschutz 

Der Anregung wird insofern gefolgt als dass der im Vorentwurf festgesetzte Teilbereich 
des MI3-Gebietes zwischen Grenzstraße und Gudenauer Allee (L 158) als einge-
schränktes Gewerbegebiet festgesetzt wird. Damit nimmt dieser, in seiner Störwirkung 
begrenzte Teilbereich, gegenüber der angrenzenden schutzbedürftigen Wohnbebau-
ung westlich der Straße Auf dem Steinbüchel eine "Pufferzone" zwischen Wohn- und 
gewerblicher Nutzung ein und entspricht dem hier vorhandenen Baugebietstyp. 
Ein weiteres eingeschränktes Gewerbegebiet wird – unter Berücksichtigung der vor-
handenen Nutzungen – für die kleineren gewerblich genutzten Grundstücke in Angren-
zung an das Sondergebiet "Büro und Verwaltung" festgesetzt.  
Mit dieser Gliederung kann, zusammen mit der vorgenommenen Lärmkontingentie-
rung, eine spannungsfreie Zuordnung des Gewerbegebietes und den nah gelegenen 
Wohngebieten bzw. dem Büro und Verwaltungsstandort erreicht werden. 
Der verbleibende Teilbereich des im Vorentwurf festgesetzten Mischgebiets bleibt zur 
Nutzungssicherstellung als gegliedertes Mischgebiet erhalten. 
 

 Einsatz erneuerbarer Energien 
Die Einrichtungen erneuerbaren Energien bleiben dem Bauherrn bzw. Hauseigentümer 
unbenommen. Festsetzungen nach § 9 (1) Nr. 23b BauGB werden in dem hier schon 
bereits vorhandenen Bestand nicht getroffen. In dieser bestehenden heterogenen Nut-
zung fehlt es an der städtebaulichen Grundlage für eine derartige Vorschrift, insbeson-
dere da aufgrund der unterschiedlichen Gebäudehöhen und möglichen Gebäudehö-
henentwicklung und der Dichte – insbesondere im Gewerbegebiet – ein Nachweis über 
mögliche Verschattungen von Gebäuden oder Dächern nicht gegeben werden kann.  
Andererseits sind durch die teilweise fast nach Süden ausgerichtete Gebäudestellung 
und der hier vorzufindenden kompakten Gebäude bereits energetisch begünstigte Vor-
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aussetzungen zum energieeffizienten Bauen vorhanden. 
Ohne Analysen und Bewertungen des Bebauungskonzepts hinsichtlich der solarener-
getischen Konflikte und der Besonnungssituation ist eine derartige Festsetzung nicht 
begründet. 

 
 
 
10. Von den nachstehenden Trägern öffentlicher Belange liegen Stellungnahmen 

vor, Anregungen und Bedenken wurden jedoch nicht mitgeteilt: 
 

- Gemeinde Alfter 
- RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice GmbH, Dortmund 
- Stadt Rheinbach 
- Amprion GmbH, Dortmund 
- Polizeipräsidium Bonn -Direktion Verkehr, Führungsstelle Verkehrsplanung- 
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